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Der neue Schweizerische Republikaner.

Freytag, den 2z October iZoi. " Siebentes Quartal. De» zo Vendemmire. X.

Helvetische Tagsatzung.
Meinung über die Organen der Voll»

zieh un g der Gesetze und Regierung S.

M a as reg ein, die der B. Müller
Friedderg in der Sitzung vom ;ten
Weinmvnat vortrug.

(Beschluß.)

Entreißen Sie ihr diesen B. R., dann wird sie

gewiß den Damm der Constitution durchbrechen müssen

oder die Sprache führen, welche ihr B. Rcngger in

Mund legt: „Nehmt unS unsere Verpflichtungen, die

schwere Last unserer Verantwortlichkeit ab, oder gebt

uns Mittel und Wege, derselben genug zu thun."
Zeigen Sie mir einen Staat in der Welt, sey er

auch der eifersüchtigste auf seine Freyheit, wo eine

Beschränkung dieser Art möglich geachtet werde, und

bemerken Sie, daß sie in dem uns mitgetheilten Con«

stitulionsenrwurf nicht vorfindlich, sondern als Ver»

besserung cingeschlichen ist.

Ich kann das vortrefliche Blättchen des B. Rengger

noch nicht verlassen; ich bin mit den darinn enthalte»

nen Vordersätzen ganz einverstanden, wenn ich schon

der in seinen Grundlagen enthaltenen Abschliessung

entgegengesezt bin. Er stellt den Altcrnativ-Satz auf:

„ Entweder muß eine doppelte neben einander fortlau»
sende Verwaltungsorganisation eingeführt werden —
oder die untergeordneten Behörden im Canton, müssen

unter dem wechselseitigen Einflüsse der Cantonsadmini»

fixation und des Regierungsbeamtelen stehen."

Ich würde keine Schwierigkeit finden, das Erste

zuzugestehen. Ich sehe die Cantonalverwaltung als ein

großes, ausgedehntes, mit beträchtlichen und unver»

letziichen Vorrechten versehenes Munizipalwesen an.
Seine Coexiste»; ist mir nicht widrig, sie ist nicht bey»

spiellos, sie bildet keinen Staat im Staat. Wenn ich

sie nicht mit der Vollziehung der Regierungsmaasregeln
beladen will, so erhalle ich ihr entgegen ihre compe»

tirende Verwaltung ungetrübt und m,eingegriffen, und
dränge ihrem Verwaltungsrath keinen von fremder
Hand gewählten Präsidenten auf; beydeS scheint mir'
den Grundsätzen angemessen.

Aber Bedürfniß der Vereinfachung und der Erspar»
niß neigen mich zum zweyten Satze des B. Rengger.
Ich gebe der Negierung ungetheiit ihren eigenen frey
zu wählenden Mann; ich vereinzelne ihn nicht, und
setze ihn in Zusammenhang mit den Bezirks - und Ge-
meindsbcamteten; ich gebe auch gerne zu, daß diese

wechselseitig der Ccntralrcgierung und der Cantonsver.
waltung dienen mögen, und also veranlasse ich wenige»
oder gar keinen Zuwachs von Aufwand. Gewiß wiegt
er die Vortheile nicht auf, zwey zerfchiedene Gewalten,
deren Vortheile man zwar unschttlich, aber doch oft
in Conflict setzen wird, nicht schon in ihren Quelle»
vermischt zu haben.

Meine Absichten werden sich durch Aufstellung der

zu Grundlagen dienenden Artik l genüglich aufhellen;
über die dadurch erleichterte Coactivmiltel »»d Ver«
antwortlichkeitswege darf ich aber dem nicht vorgret»
fen, was sich bey Behandlung deS IustizwesenS besser

anbringen und enthüllen läßt.

Vorschlag der Grundlage».
Die yte kann später angebracht werden und dle

rote fällt weg. (Vergl. S. 6,4.)
Anstatt der uten. Der kleine Rath ernennt die

Regierungsstatthalter der Cantone aus allen helvetische»

Bürgern und ruft sie wieder ab.

Die i2te. Die Regierungsstatthalter sind mit der
eigentlichen Vollziehung in den Cantonen beauftragt,
und haben die besondere Pflicht über die Beobachtung
der allgemeinen Gesetze und Verordnungen der Republik
zu wachen und die'allgemeine höhere Polizey auszuüben.

Die iz. Die Bezirksstatthalter und die erste Ge»

meindsbeamiete find ihnen in Ausübung dieser Oblie»



genheijen stuffenweise untergeordnet, so wie fie es auch

der obersten CaMvnalbehörde in Vollstreckung ihrer
Befugsamen find.

Die igle. Der Rcgierungsstatthalter ernennt die

Bczirksstatthaltcr aus vier helvetischen Bürgern/ welche

ihm von der obersten Cantonalbehörde vorgeschlagen

werden / oder er macht ihr einen ähnlichen Gegenvor-
schlag zu ihrer Auswahl.

Die i?te. Die ersten Gemeindsbeamteten werden

nach der Vorschrift der Cantonalverfassungen erwählt.

B. Repräsentanten! Wenn Sie diese Grundlagen
oder die ihnen vorgegangenen Bemerkungen Ihrer
Aufmerksamkeit würdig achten sollten / so muß ich Sie
bitten/ di?'Ernamsung und die Obliegenheiten der

Statthalter mit Priorität vor jenen der Canlonalbehör.
den zu behandeln.

Meinung über den Vorschlag der Const.
Commission: es sollen die Cantons-
Behörden nach aufzustellenden Be.
ding un gen über die Zehnden und Bo-
denzinse verfügen/ welche der B.
Rengger in der Sitzung vom 6ten
Weinmonat vortrug.

Obgleich die Majorität Ihrer Commißion hier von
aufzustellenden Bedingungen spricht/ so scheint sie darun-
ter nicht sowohl positive Vorschriften, der Constitution
over des Gesetzes/ als vielmehr die allgemeinen Be.
dingungen des Rechts und der Billigkeit zu verstehen/

und hiem.it das Eigenthum der gegenwärtigen Natio.
nalzchndeu und Bodenzinse/ nebst der Vollmacht darüber

zu verfügen/ den Canlonen ohne Einschränkung zu über-

lassen. Erlauben Sie mir/ B-Repräsentanten, Ihnen
meine Zweifel über die Ausführbarkeit dieses Vorschla.
ges darzulegen.

Die Frage über die Lvskäuflichkeit dieser Beschwer,
den hat dem Gegenstande eine solche Wichtigkeit gege«

den und ihn zugleich mit gewissen politischen Meyuun.
gen so in Verbindung gestzt, daß man nicht ohne

Ursache eine besondre Bestimmung über denselben in
unsrer Verfassung erwartet. Auch ist es ohne Zweifel
die Festsetzung der Loskaufungsart und des Loskaufs.
Preises/ die unter den Verfügungen über Zehnden und

Bodenzinst hier vorzüglich verstanden werden soll.

Wenn aber diese Festsetzung jedem Cantone unbedingt
übertragen wird/ so muß je nach der herrschenden

M ynung / nach der verschiedenen Ansicht der Behör.
den / denen sie obliegt/ von einem Cantone zum andern

eine solche Verschiedenheit in der Lsskanfungsweise
entstehe»/ die der Ausführung selbst die grösten Schwie»
rigkeiten in den Weg legt. Nachdem man einmal die
Vortheile der Zehndenabschassung durch die Erfahrung
kennen gelernt hat/ wird steh Niemand gerne dem
erst hinlenher erfolgenden Loskaufe Unterziehen; aber
doppelt ungern wird man es bey einer ungleichen Be.
Handlung thun/ und nur derjenige Canto»/ der die
Loskaufssumme am niedrigsten bestimmt, wird von
dieser Seite keine Widersetzlichkeit zu besorgen haben.
Und wenn diese ungleiche Behandlung gar das nämliche
Individuum hier als Zehndbefltzer und dort als Zchnd-
Pflichtigen, und zwar beydemahle auf eine für ihn
nachtheitige Weise treffen sollte, wenn der nämliche
Grundeigenthümer in dem einen Cantone für einen
übermäßigen PreiS sich von der Zehndpfficht loskaufen,
und in dem andern sein Zehndrecht für den halben
Werth erlassen sollte, würde dies in dem einen und
einzigen Staate, den wir vor ein paar Tagen dccretirt
haben, nicht die schrcyendste Ungerechtigkeit seyn?
Aber nicht blos aus dey Verschiedenheit der Meynungen
und Ansichten kann sine so verschiedene Bestimmung
des Loskaufspreijes erfolgen, sondern dies muß sogar,
und zwar in einem hohen Grade der Fall seyn, auch
wenn dabey der nämliche Grundsatz in allen Canlonen
befolgt wird. Sollte z. B> angenommen werden, daß
die eigentlichen Staatszehnden uneutgeldlich erlassen,
dafür aber die Particular.Zehndbesitzer und Stiftungen
von der Gesammtheit der Zehnt Pflichtigen in vollem
Werthe entschädiget würden, so vergessen Sie nicht-
B. R-, daß in einigen Canlonen, wie in denen von
Luzern und Schafhauscn, gar keine solche Scaatszehn»
den vorhanden sind, während dem sie in andern Can,
tonen die Hälfte der ganzen Zehndenmaße betragen.
Wenn also auch der Werth des Zehndens in beyden
gleich berechnet, wenn der Particuiar-Zchndbefltzer in
beyden auf dem nämlichen Fusse entschädigt wird, st?

muß dennoch der Loskaufsprcis in dem einen Cantone
doppelt so hoch ansteigen wie in dem andern. Ich
frage noch einmal, wo bleibt die Gerechtigkeit bey
einer solchen Verfügung?

Wenn ich von der Sache abgehe und einen Blit
auf die politische Lage unsers Vaterlandes werfe, so

finde ich einen Grund mehr, um diese Bestimmung
nicht den Cantonen zu überlassen. Oder haben wir
nicht zu besorgen, daß eine mit so vielen Schwierig,
keilen umgebene Frage, gleich im Ansamge der neuem
Ordnung aufgeworfen, zu Entjweyunge» und Par.-
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